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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Nachweis 

des Warenursprungs, der zur Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1598/75 

und der Verordnung (EWG) Nr. 1957/75 gefordert wird 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113 und 136, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1598/75 über die vor- 
zeitige Anwendung einiger Bestimmungen des Ab- 
kommens von Lome, die den Warenverkehr betref- 
fen und die Verordnung (EWG) Nr. 1957/75 über 
die Interimsregelung für den Handelsverkehr mit 
den mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
assoziierten überseeischen Ländern und Gebieten, 
nachstehend Länder und Gebiete genannt-), haben 
die Ursprungsregeln festgelegt, und zwar sowohl 
für die Bedingungen zum Erwerb der Ursprungs- 
eigenschaft, als auch für den Nachweis dieser Eigen- 
schaft und die Bestimmungen für ihre Nachprüfung. 

Es ist notwendig, andere Ursprungsnachweise als 
die in den obengenannten Bestimmungen genannten 
vorzusehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Unter Abweichung von Titel II des Anhangs II zur 
Verordnung (EV/G) Nr. 1598/75 vom 24. Juni 1975 
kann für die unter Titel I dieses Anhangs fallenden 
Waren, die vor dem 1. Januar 1976 in einen Mit- 
gliedstaat versandt worden sind, der Nachweis der 
Ursprungseigenschaft den Zollbehörden des Mit- 
gliedstaates durch die Vorlage der folgenden Be- 
scheinigungen erbracht werden, soweit diese von 
ihnen anerkannt werden: 

a) ein von den zuständigen Behörden des Ausfuhr- 
staates ausgestelltes Ursprungszeugnis, 

b) eine Warenverkehrsbescheinigung oder ein 
Formblatt gemäß den früher geltenden Mustern 
für den begünstigten Warenverkehr zwischen 
der Gemeinschaft einerseits und den AASM- 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 28. Juni 1975, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 201 
vom 31. Juli 1975, S. 5 


Staaten oder der Republik Tansania, der Repu- 
blik Uganda und der Republik Kenia anderer- 
seits; 

c) jede weitere Unterlage, die geeignet ist darzu- 
legen, daß die Waren die Bestimmungen des 
Titels I des Anhangs II zur Verordnung (EWG) 
Nr. 1598/75 vom 24. Juni 1975 erfüllen. 

Artikel 2 

Unter Abweichung von Titel II des Anhangs II zur 
Verordnung (EWG) Nr. 1957/75 vom 30. Juli 1975 
kann für die unter Titel I dieses Anhangs fallenden 
Waren, die vor dem 1. Januar 1976 in einen Mit- 
gliedstaat oder ein Land oder Gebiet versandt wor- 
den sind, der Nachweis der Ursprungseigenschaft 
den Zollbehörden des einführenden Mitgliedstaates, 
Landes oder Gebietes durch die Vorlage der folgen- 
den Bescheinigungen erbracht werden, soweit diese 
von ihnen anerkannt werden: 

a) ein von den zuständigen Behörden des ausfüh- 
renden Landes oder Gebietes ausgestelltes Ur- 
sprungszeugnis; 

b) eine Warenverkehrsbescheinigung oder ein 
Formblatt gemäß den früher geltenden Mustern 
für den begünstigten Warenverkehr zwischen 
der Gemeinschaft und den Ländern und Gebieten; 

c) jede weitere Unterlage, die geeignet ist darzu- 
legen, daß die Waren die Bestimmungen des 
Titels I des Anhangs II zur Verordnung (EWG) 

I Nr. 1957/75 vom 30. Juli 1975 erfüllen. 

A r t i k e 1 3 

Diese Verordnung gilt auch für Waren, die die Zoll- 
behörden der Mitgliedstaaten in Erwartung der Vor- 
lage eines in den Artikeln 1 und 2 genannten Ur- 
sprungsnachweises nach der Einfuhr freigegebon 
haben. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Begründung 

Die vorzeitige Anwendung von Bestimmungen des 
Abkommens EWG-AKP von Lome über den Waren- 
austausch hat gewisse Schwierigkeiten zutage tre- 
ten lassen, die für einige AKP-Staaten bei der Er- 
füllung der Bedingungen über die schriftlichen 
Nachweise dieses Abkommens bestehen. 

Es scheint notwendig, zur Erleichterung von Start- 
schwierigkeiten die ursprünglichen Übergangsbe- 
stimmungen aus Artikel 31 des Abkommens noch 
weiter auszudehnen. 

Diese Notwendigkeit ist auf der Sitzung des Zoll- 
unterausschusses EWG-AKP am 16. Oktober 1975 
betont worden. 

Dies ist das Ziel des beigefügten Verordnungsent- 
wurfs. 

Im selben Sinne ist es notwendig erschienen, die 
Anwendung dieser weitergefaßten Bestimmungen 
auch auf den Warenverkehr der ÜLG und der Ge- 
meinschaft auszudehnen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 4. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Wa 36/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaiten 
vom 21. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermiitelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 



